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Unterhaltspflicht nach der Mündigkeit nach nicht bestandener Lehrabschlussprüfung
Sachverhalt

Eine junge Erwachsene, die Mitte Juni 2004 volljährig geworden ist, hat im August dieses Jahres ihre Lehrabschlussprüfung als Schuhverkäuferin nicht bestanden, ist zurzeit arbeitslos und beim RAV gemeldet. Sie möchte die Lehrabschlussprüfung im November dieses Jahres oder nächstes Jahr wiederholen. Die Eltern sind geschieden und der Vater ist vom Gericht seinerzeit zu Unterhaltszahlungen verpflichtet worden, die er auch weiterhin zu zahlen bereit ist, wenn er dazu rechtlich verpflichtet ist.

Der Sozialdienst erkundigt sich, ob die Unterhaltspflicht angesichts der geschilderten Situation überhaupt noch besteht und ob sie allenfalls neu geregelt werden muss.
Erwägungen

Während die Unterhaltspflicht der Eltern während der Unmündigkeit unter Vorbehalt der eigenen Leistungsfähigkeit des Kindes absolut (Art. 276 ZGB) ist und ihre Grenze lediglich in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern (Art. 285 Abs. 1 ZGB) findet, ist sie nach Erreichen der Mündigkeit in dreifacher Hinsicht relativiert (Art. 277 Abs. 2 ZGB):

· wenn das Kind im Zeitpunkt der Mündigkeit noch keine angemessene Ausbildung hat: diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall offensichtlich erfüllt; denn zu einer Ausbildung gehört der Abschluss einer Berufslehre (Art. 302 Abs. 2 ZGB).

· Bis die Ausbildung ordentlicherweise abgeschlossen ist: dazu gehört nach Lehre und Rechtsprechung, dass das Kind die Ausbildung ernsthaft und zielstrebig betreibt und sich nicht beliebig Zeit lässt bis zum Abschluss. Anhaltspunkte für die zulässige Dauer bilden die Dauer der Lehrzeiten bzw. die Höchststudiendauern an Hochschulen, die von Fakultät zu Fakultät verschieden sind. Ein einmaliges Scheitern bei den Abschlussprüfungen oder auch der Wechsel der Ausbildung, führen nicht dazu, dass die Leistungsfähigkeit erlischt (BGE 117 II 129).

· Die Eltern sind nach der Mündigkeit nur unterhaltspflichtig soweit es ihnen nach den gesamten Umständen zugemutete werden kann. Bei der Zumutbarkeit unterscheidet man wirtschaftliche und persönliche Aspekte. Das Bundesgericht hat Unterhaltsleistungen zugunsten eines volljährigen Kindes nur dann als wirtschaftlich zumutbar bezeichnet, wenn dem Unterhaltspflichtigen nach Abzug der Unterhaltsbeiträge noch ein Einkommen verbleit, das dessen erweiterten Notbedarf um cirka 20 Prozent übersteigt. Zur Berechnung des Notbedarfs sind insbesondere die laufenden Steuern hinzuzurechnen (BGE 118 II 97), Diese Praxis hat das Bundesgericht in einem Entscheid vom 8. Mai 2003 bekräftigt und präzisiert, dass von diesem Grundsatz im Einzelfall nach oben oder unten abgewichen werden könne, wenn es die konkreten Verhältnisse rechtfertigen.
Ausserdem spielt das persönliche Verhalten des mündigen Kindes eine Rolle. Der weitere Unterhalt ist unzumutbar, wenn das Kind der Ausbildung nicht mit dem gebotenen Ernst und Eifer obliegt, es schuldhaft seine Pflicht zu Beistand, Rücksicht und Achtung gegenüber den Eltern verletzt (Art. 272 ZGB). Das Bundesgericht hat insbesondere wiederholt die Unterhaltspflicht verneint in Fällen, in denen ein mündiges Kind beharrlich jeglichen Kontakt mit dem unterhaltspflichtigen Vater verweigert hat (BGE 113 II 374; 117 II 130; 120 II 177 und im bereits zitierten Entscheid vom 6. März 2003). 

· Für den Fall, dass die Ausbildung unterbrochen wird und die unterhaltsberechtigte Person den Lebensunterhalt durch Erwerbstätigkeit oder durch Ersatzleistungen für diese, namentlich durch Leistungen der Arbeitslosenversicherung bestreitet, erlischt die Unterhaltspflicht der Eltern nicht, sondern ruht bis die Ausbildung wieder aufgenommen wird.

· Die Eltern haben gemeinsam für den Unterhalt des Kindes aufzukommen. Wenn kein Elternteil seinen Beitrag in natura leistet, können beide zu Geldzahlungen verpflichtet werden. Im vorliegenden Fall lebt ja die Tochter weder beim Vater noch bei der Mutter, die wohl seinerzeit bei der Scheidung die elterliche Sorge erhalten und die Obhut ¨über die Tochter hatte. Für die Bemessung eines allfälligen Beitrags der Mutter gelten die gleichen Regeln wie bei der Bemessung des Unterhaltsbeitrages des Vaters. Gemeinsam haben sie für den gesamten Unterhalt, den die Tochter nicht selber bestreiten kann, aufzukommen  und zwar nach Massgabe ihrer Leistungsfähigkeit.
Schlussfolgerungen

Im vorliegenden Fall ist darauf zu achten, dass die junge Erwachsene ihre Ausbildung raschmöglichst wieder aufnimmt und sich auf die Wiederholung der Abschlussprüfung vorbereitet. Sofern sie, aus welchen Quellen auch immer, vorübergehend ein Einkommen erzielt, ist dieses in die Berechnung der Unterhaltsleistungen der Eltern einzubeziehen. Wenn sie allerdings die Abschlussprüfung innert nützlicher Frist erfolgreich wiederholen will, ist es ratsam, die Kräfte darauf zu konzentrieren, umso mehr als der Vater ja gewillt ist, weiterhin Unterhalt zu zahlen. Falls die Tochter über längere Zeit ein regelmässiges Einkommen erzielt, sind die Eltern in diesem Umfang von Leistungen zu entlasten. Angesichts der wohl rasch wechselnden Verhältnisse empfiehlt es sich, die Situation in kurzen Abständen wieder zu überprüfen und möglichst einvernehmliche Lösungen zu suchen. Eine gerichtliche Änderung der Unterhaltsbeiträge ist nur bei wesentlicher und dauernder Veränderung der Verhältnisse möglich.

Niederrohrdorf, 14. September 2004

Christoph Häfeli
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